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Tenor:

Der angefochtene Beschluss wird aufgehoben.

Der Angeschuldigten wird Rechtsanwalt B., zum Verteidiger
bestellt.

Die Kosten des Beschwerdeverfahrens und die der
Angeschuldigten insoweit erwachsenen Auslagen trägt die
Landeskasse.

 
Gründe:

Sie gemäß § 304 Abs. 1 StPO zulässige sofortige Beschwerde hat in der Sache Erfolg. Der
Angeschuldigten ist Rechtsanwalt B. antragsgemäß beizuordnen.

Die Voraussetzungen für die Bestellung eines Verteidigers gemäß § 140 Abs. 2 StPO liegen
vor. Nach dieser Vorschrift ist u. a. ein Verteidiger zu bestellen, wenn die Sachlage schwierig
ist. Das ist hier der Fall. Der Angeschuldigten wird mit Anklageschrift der Staatsanwaltschaft
Bielefeld vom 29.03.2011 zur Last gelegt, ihre gegenüber ihren Kindern aus erster Ehe
bestehende Unterhaltspflicht verletzt zu haben. § 170 StGB, gegen den die Angeschuldigte
verstoßen haben soll, ist eine äußerst komplexe Vorschrift. Der Strafrichter hat ohne Bindung
an vorliegende einschlägige zivilrechtliche Erkenntnisse die Unterhaltspflicht des
Angeklagten, deren Verletzung ihm angelastet wird, der Höhe nach eigenverantwortlich
festzustellen (vgl. OLG München, NStZ 2009, 212). Die Möglichkeit der Leistung ist
ungeschriebenes Tatbestandsmerkmal. Hierzu sind (bezifferte) Feststellungen über die Höhe
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der Einkünfte, anderweitige Verpflichtungen, Werbungskosten und sonstige Lasten sowie den
Selbstbehalt des Verpflichteten erforderlich, denn der Täter muss tatsächlich zu einer
mindestens teilweisen Leistung imstande sein, ohne seine eigene Existenz zu gefährden.
Unter dem Gesichtspunkt der Gefährdung des Lebensbedarfs der unterhaltsberechtigten
Kinder sind weitergehende Feststellungen zur Leistungsfähigkeit des Kindesvaters
erforderlich. Zu den für die Feststellungen der Unterhaltspflicht maßgebenden Tatsachen
gehören auch die Umstände, welche die Unterhaltspflicht der Eltern gegenüber
minderjährigen Kindern erweitern (§1603 Abs. 2 S.1 BGB) oder begrenzen (§ 1603 Abs. 2 S.
2 BGB; vgl. OLG Hamm, NStZ 2008, 342 m. w. N.). Es sind auch Feststellungen über die
Einkommens- und Vermögensverhältnisse des Vaters zu treffen, ungeachtet der Tatsache,
dass er seinen Unterhaltsanteil hier wohl durch die Gewährung von Pflege und Erziehung
erbringt (§ 1606 Abs. 3 S. 2 BGB; vgl. OLG München, NStZ, aaO). Hiermit steht in Einklang,
dass bei Unterhaltssachen vor dem Familiengericht Anwaltszwang herrscht, §§ 114 Abs.
1,111 Nr.8 FamFG.

Die Kostenentscheidung folgt aus § 473 Abs. 3 StPO analog. 4
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